
Entstehen und Charakter der Verfassung Präambel

ungültigen Stimmen wurde mit 24 353 angegeben (Neues Deutschland vom 9- 4. 1968).
Die Voraussetzungen des Artikels 83 der Verfassung von 1949 und des § 10 des Gesetzes 
vom 26. 3.1968, wonach der Entwurf angenommen ist, wenn die Mehrheit der Stimmbe­
rechtigten zustimmt, waren damit formell erfüllt. Am 8. 4. 1968 verkündete der Vorsit­
zende des Staatsrates gemäß § 10 des genannten Gesetzes vom 26. 3. 1968 die neue Verfas­
sung70. Sie trat nach Ablauf des Tages ihrer Verkündung, also am 9- 4. 1968, in Kraft.

Offensichtlich war eine so schnelle Verabschiedung der Verfassung nicht geplant. Das 
geht unter anderem daraus hervor, daß rechtswissenschaftliche Artikel zum Entwurf der 
Verfassung erst nach ihrem Erlaß erschienen (so z. B. im April- und Maiheft der Zeit­
schrift »Staat und Recht«, 1968). Über eine erweiterte öffentliche Sitzung des Instituts für 
Wirtschafts- und Arbeitsrecht der Deutschen Akademie für Staats- und Rechtswissen­
schaft »Walter Ulbricht«, die am 15. 2. 1968 stattfand, berichtete die Zeitschrift »Arbeit 
und Arbeitsrecht« erst in dem Heft, das am 5. 4. 1968, also einen Tag vor dem Volksent­
scheid, ausgeliefert wurde (Harry Bredernitz/Alfred Baumgart, Der Verfassungsentwurf 
und die Weiterentwicklung des Arbeitsrechts, S. 164). Die auf dieser Sitzung geübte Kri­
tik wurde nicht berücksichtigt. Offenbar hat die schnelle Verabschiedung der Verfassung 
entsprechende Korrekturen verhindert.

Die Gründe der Eile, mit der die Verfassung verabschiedet wurde, nachdem die DDR 
jahrelang mit einer Verfassung auskam, die sich nach Ansicht sogar der Inhaber der politi­
schen Gewalt überlebt hatte, wurden nicht verlautbart. Es mag sein, daß die Entwicklung 
in der ÜSSR dazu beigetragen hat. Sie ließ eine schnellere Konsolidierung der verfassungs­
rechtlichen Verhältnisse in der DDR ratsam erscheinen.

2. Aus der Entstehungsgeschichte der Verfassung von 1968 folgt, daß das Volk der 54 
Deutschen Demokratischen Republik bei der Verfassungsgebung durch die SED als Inha­
ber der politischen Macht mediatisiert wurde. Der Volksaussprache kam allenfalls die Be­
deutung einer Beratung zu, in der die Vorschläge aus der Bevölkerung - dazu sind auch
die Vorschläge der evangelischen Bischöfe zu rechnen - von der SED nach ihrem Ermes­
sen angenommen oder verworfen wurden. Da die Volksabstimmung über die Verfassung 
sich in den gleichen Formen, in der gleichen Atmosphäre und unter den gleichen Begleit­
umständen vollzog wie die Wahlen seit 1950, ist ihr Ergebnis ebenso wenig wie das der 
Wahlen als eine auf freier Entscheidung beruhende Zustimmung des Volkes zu werten.
Die Verfassung von 1968 war allein das Werk der SED. Viele ihrer Sätze waren wörtlich 
oder nahezu wörtlich dem Parteiprogramm der SED von 1963 entnommen. Deren Vor­
stellungen setzten sich restlos durch. Im Gegensatz zur Verfassung von 1949 trug sie kei­
nen Kompromißcharakter.

3. Die Verfassung von 1968 schuf materiell-rechtlich keine grundlegend neuen Ver- 55 
hältnisse. In ihr schlug sich die materielle Rechtsverfassung nieder, wie sie bei Inkrafttre­
ten der formellen Verfassung bis 1968 bereits bestand. Sie baut sich auf deren Strukturele­
menten und -prinzipien auf, berücksichtigt aber auch die neuen Elemente, die sich in deren 
Entfaltung seit 1963 zeigten (Dekonzentration, Verstärkung des konsultativen Elements, 
Aufwertung der Rolle des Rechts).
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